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1
Einleitung

Die im Sommer 2001 zwischen der Bun-
desregierung und den Spitzenverbänden
der deutschen Wirtschaft geschlossene
„Vereinbarung zur Förderung der Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern in
der Privatwirtschaft“ und die gleichzeitig
damit vereinbarte Berichterstattung zur
Umsetzung dieser Vereinbarung zum Ende
des Jahres 2003 ist in den vergangenen
Monaten mehrfach Thema gewesen, so-
wohl in dieser Zeitschrift als auch in an-
deren wirtschaftswissenschaftlichen und
politischen Publikationen.1 Die vorliegen-
den empirischen Studien konzentrieren
sich in der Regel darauf, die Verbreitung
familienfreundlicher Maßnahmen in Un-
ternehmen detailliert zu beschreiben. Die
Befunde variieren mitunter erheblich, was
u.a. darauf zurückzuführen ist, dass die un-
tersuchten Stichproben voneinander ab-
weichen und unterschiedliche Zielgruppen
im Betrieb (Geschäftsführung, Personallei-
tung, Betriebsrat) befragt wurden.

Das Anliegen unseres Beitrages ist es,
die Einflussfaktoren von betrieblichen
Maßnahmen zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern und
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf in
einer multivariaten Analyse zu ermitteln.
Eine solche Analyse ist uns für Deutsch-
land bisher nicht bekannt. Basierend auf
dem IAB-Betriebspanel, einem repräsenta-
tiven Datensatz deutscher Betriebe, der im

ressenvertreterInnen, sondern als effizienz-
steigernde Maßnahme zur flexibleren An-
passung des Arbeitskräfteeinsatzes an die
Marktanforderungen eingeführt werden.
Ihre Analyse der Zeitkontennutzung zeigt
darüber hinaus, dass die tatsächlich reali-
sierte Flexibilität weit hinter der möglichen
Varianz der Arbeitszeit zurückliegt. Dies
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können wir repräsentative Aussagen über die Verbreitung ausgewählter Maßnahmen in deutschen Betrieben machen und aus der Viel-
zahl potenzieller Einflussfaktoren jene identifizieren, die das Engagement von Betrieben auf diesem Feld in besonderem Maße beein-
flussen. Anhand dieser Ergebnisse können Unternehmen charakterisiert werden, bei denen das Angebot Chancengleichheit und
Vereinbarkeit fördernder Maßnahmen über- bzw. unterdurchschnittlich ist.

Jahr 2002 detaillierte Angaben zu ausge-
wählten Maßnahmen zur Förderung von
Chancengleichheit und Vereinbarkeit ent-
hält, wollen wir diese Lücke schließen. Un-
ter Berücksichtigung des gleichzeitigen
Einflusses mehrerer Faktoren können wir
betriebliche Merkmale identifizieren, die
das Angebot Chancengleichheit fördernder
Maßnahmen verbessern bzw. hemmen und
Unternehmen entsprechend einschätzen.

Die Wirtschaftsverbände sind mit der
erwähnten Vereinbarung eine freiwillige
Verpflichtung zur Förderung der Chancen-
gleichheit eingegangen, die neben der Ver-
besserung der beruflichen Chancen von
Frauen auch eine Verbesserung der Verein-
barkeit von Familie und Beruf für Mütter
und Väter zum Ziel hat. Wie diese Ziele in
den Betrieben am besten erreicht werden
können, ist jedoch eine schwierige Frage.
Als wichtiges Instrument zur Verbesserung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
wird häufig die Arbeitszeitflexibilisierung
genannt. So soll beispielsweise Gleitzeit die
Nutzung von außerbetrieblichen Kinder-
betreuungseinrichtungen für Eltern er-
leichtern und eventuell die Fehlzeiten ver-
ringern. Ob allerdings Arbeitszeitkonten
die individuelle Zeitsouveränität in der
Praxis erhöhen – und somit die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf erleichtern –
oder aufgrund betrieblicher Vorgaben eher
einschränken, ist schwer abzuschätzen
(Klenner 1997). Eberling et al. (2004) kom-
men auf Basis von Experten- und Beschäf-
tigtenbefragungen zu dem Ergebnis, dass
Arbeitszeitkonten in der Regel nicht auf
Initiative der Beschäftigten und ihrer Inte-
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deutet darauf hin, dass die Beschäftigten
zwar eine gelegentliche Flexibilität in der
Arbeitszeit schätzen, davon abgesehen aber
einen geregelten und stabilen Arbeitsstun-
denrhythmus bevorzugen.

Um Müttern die Rückkehr in den Beruf
zu erleichtern, können Betriebe darüber
hinaus mit Weiterbildungsmaßnahmen
oder Wiedereingliederungsprogrammen
die aktive Gestaltung der Elternzeit för-
dern. Als besonders zielführend wird auch
die betriebliche Kinderbetreuung oder eine
andere Art der Unterstützung bei der Kin-
derbetreuung eingeschätzt (Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend 2003). Zur Förderung der Chan-
cengleichheit zwischen Männern und
Frauen können Betriebe z.B. spezielle Ma-
nagementseminare für Frauen anbieten.
Um die Entwicklungsmöglichkeiten von
weiblichen Mitarbeitern zu fördern, soll-
ten Weiterbildungsangebote grundsätzlich
nicht an die Arbeitszeit oder Betriebszu-
gehörigkeit gekoppelt sein, da diese Krite-
rien in der Regel Frauen benachteiligen.
Das IAB-Betriebspanel stellt nicht zu all
diesen Aspekten detaillierte Informationen
bereit. Der Fragebogen enthält aber zum
einen eine umfangreiche Liste an Maßnah-
men(kategorien) zur Förderung der Chan-
cengleichheit und Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf,2 zum anderen Fragen zur
betrieblichen Arbeitszeitregelung.3 Auch
wenn Art und Wirkungsweise der Maß-
nahmen teilweise sehr allgemein abge-
fragt werden, liefern unsere multivariaten
Schätzergebnisse eine erste Einschätzung
der Faktoren, die das betriebliche Engage-
ment in Bezug auf Chancengleichheit und
Vereinbarkeit erhöhen können.

Da sich im internationalen Vergleich
nicht nur die institutionellen Rahmenbe-
dingungen für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf, sondern vermutlich auch die
betriebliche Personalpolitik im Hinblick
auf Chancengleichheit stark unterschei-
den, werden wir im nächsten Abschnitt
zunächst die bisherigen Ergebnisse inter-
nationaler Untersuchungen über die Ver-
breitung von Chancengleichheit fördern-
den und familienfreundlichen Maßnah-
men sowie die Merkmale entsprechender
Betriebe kurz zusammenfassen. In Ab-
schnitt 3 beschreiben wir die unserer Ana-
lyse zu Grunde liegende Erhebungswelle
des IAB-Betriebspanels. Die Verbreitung
Chancengleichheit fördernder und fami-
lienfreundlicher Maßnahmen in den be-
fragten Betrieben illustrieren wir in Ab-

schnitt 4. Welche Betriebe entsprechende
Maßnahmen anbieten, wird in Abschnitt 5
mit Hilfe der multivariaten Analyse ge-
nauer beleuchtet. Der Beitrag endet mit
einem Fazit.

2
Internationale Studien

Einen internationalen Vergleich betrieb-
licher Maßnahmen zur Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bietet
beispielsweise Evans (2002). Demnach hat
Schweden die weitreichendsten gesetzli-
chen Möglichkeiten zur Beurlaubung aus
familiären Gründen (z.B. bei Krankheit des
Kindes), während der Anteil der Unterneh-
men, die über das gesetzliche Maß hinaus
Beurlaubungsmöglichkeiten anbieten, in
Deutschland und Italien am höchsten ist.
Unterstützung bei der Kinderbetreuung
wird wiederum am häufigsten von nieder-
ländischen Betrieben angeboten. Darüber
hinaus untersucht Evans die Zusammen-
hänge zwischen familienfreundlichen
Maßnahmen und dem Entgeltunterschied
zwischen Frauen und Männern sowie der
Berufswahl von Frauen. Er schlussfolgert,
dass betriebliches Engagement von staat-
lich finanzierter Begleitforschung, Kosten-
Nutzen-Analysen und Implementations-
strategien flankiert sein sollte. Er weist aber
auf die Gefahren einer zunehmenden Pola-
risierung weiblicher Beschäftigung hin,
wenn in erster Linie gut ausgebildete Frau-
en mit Kindern in den Genuss von famili-
enfreundlichen Maßnahmen kommen.
Tatsächlich haben hochqualifizierte Be-
schäftigte, die in großen Unternehmen
oder im öffentlichen Sektor arbeiten und
bereits länger in demselben Betrieb tätig
sind, besseren Zugang zu familienfreund-
lichen Maßnahmen, wie Evans in einer wei-
teren Studie über die Einflussfaktoren fa-
milienfreundlicher Unternehmenspolitik
in den vier OECD-Staaten Australien, Ja-
pan, Großbritannien und USA zeigt (Evans
2001). Ein weiteres Ergebnis ist, dass Un-
ternehmen, die sich auf die Gleichstellung
von Frauen und Männern verpflichtet ha-
ben und/oder Betriebe, die Beschäftigte in
wichtige Entscheidungen des Manage-
ments einbeziehen (Mitarbeiterpartizipa-
tion), mit höherer Wahrscheinlichkeit fa-
milienfreundliche Maßnahmen anbieten
als Unternehmen mit hierarchischeren Or-
ganisationsstrukturen.

In einigen britischen Studien werden
die Determinanten familien- und frauen-
freundlicher Unternehmenspolitik unter
Verwendung des Workplace Employee Rela-
tions Survey 1998 analysiert. Die Autorin-
nen Fernie und Gray (2002) ermitteln bei-
spielsweise, dass der Anteil weiblicher Be-
schäftigter im Betrieb positiv mit der För-
derung von Chancengleichheit, betrieb-
licher Kinderbetreuung und flexiblen Ar-
beitszeiten korreliert. Je höher also der
Frauenanteil, desto größer ist das betrieb-
liche Engagement in frauen- und familien-
freundlichen Maßnahmen. Das Gleiche gilt
– bis auf die Chancengleichheit – für junge
Betriebe, die innerhalb der letzten zehn
Jahre gegründet wurden. Bei einem Anteil
von mehr als 50 % hochqualifizierter Ar-
beitskräfte beobachten sie zwar weniger be-
triebliche Kinderbetreuung, jedoch fle-
xiblere Arbeitszeiten. Außerdem engagie-
ren sich Betriebe im privaten Sektor in der
Regel weniger bei der Förderung von
Chancengleichheit und Vereinbarkeit als
Arbeitgeber im öffentlichen Sektor. Allem
voran aber bestehen Verpflichtungen zur
Förderung der Chancengleichheit in Be-
trieben mit gewerkschaftlich organisierter
Belegschaft.

Auch nach Budd und Mumford (2001)
steigt die betriebliche Unterstützung bei
der Kinderbetreuung sowie der Einrich-
tung eines Heimarbeitsplatzes mit der Be-
triebsgröße sowie dem Anteil weiblicher
Beschäftigter. Auffallend ist allerdings, dass
große Unternehmen mit einem hohen An-
teil weiblicher Belegschaft erheblich selte-
ner finanzielle Unterstützung während der
Elternzeit gewähren. Dies deutet darauf

2 Die Liste der Antwortvorgaben auf die entspre-
chende Frage ist sicherlich in einigen Punkten ver-
besserungsfähig. Beispielsweise werden in der
Antwortkategorie „Eine für Chancengleichheit
zuständige Stelle oder Person (z.B. Personalabtei-
lung, Vorgesetzte/r, Betriebsrat, Geschäftsfüh-
rung, Chancengleichheitsbeauftragte/r)“ völlig
verschiedene Statusgruppen mit unterschiedlichen
Aufgaben- und Verantwortungsbereichen neben-
einander gestellt. Andere Kategorien, wie „Bera-
tungs- und Informationsangebote“ sind eher zu
unspezifisch formuliert. Auf der anderen Seite sind
die Fragen zur Unterstützung bei der Kinderbe-
treuung sehr differenziert und unterscheiden ver-
schiedene Arten des betrieblichen Engagements in
diesem Bereich.

3 Es sei darauf hingewiesen, dass hiermit auch Un-
ternehmen erfasst werden, deren Arbeitszeit-
modelle in erster Linie der Anpassung an zeitliche
Nachfrageschwankungen und nicht der Verein-
barkeit von Familie und Beruf dienen.
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hin, dass betriebliche Transferzahlungen an
die betroffenen MitarbeiterInnen eventuell
ein Substitut zur Bereitstellung familien-
freundlicher Maßnahmen darstellen. Auf
Grundlage desselben Datensatzes testen
Wood et al. (2003) mehrere Hypothesen zur
Erklärung familienfreundlicher Unterneh-
menspolitik. Da sie keine eindeutigen Bele-
ge für ihre Thesen finden, vermuten die
AutorInnen, dass sich die einzelnen Er-
klärungsfaktoren komplementär zueinan-
der verhalten. Auch ihre Ergebnisse weisen
darauf hin, dass die Unternehmenspolitik
umso familienfreundlicher ist (insbeson-
dere bzgl. der Kinderbetreuung), je größer

der Betrieb, je höher der Frauenanteil und
je höher das Qualifikationsniveau der Mit-
arbeiterInnen im Betrieb ist. Gray (2002)
weist darüber hinaus auf einen positiven
Zusammenhang von familienpolitischen
Maßnahmen, Kapitalrendite und Produk-
tivität der durchführenden Betriebe hin.

3
Unsere Datenbasis

Der nun folgenden Analyse liegen die Da-
ten des IAB-Betriebspanels aus dem Jahr
2002 zu Grunde. Das IAB-Betriebspanel
basiert auf einer jährlichen Befragung
deutscher Betriebe, die vom Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in
Nürnberg koordiniert wird (Bellmann
2002). Von insgesamt 15.683 Betrieben
berücksichtigen wir nur Betriebe mit min-
destens zehn Beschäftigten, da in kleineren
Betrieben in der Regel informelle Verein-
barungen getroffen werden, die durch die
vorliegenden Daten nicht erfasst werden.
Nach dieser Selektion verbleiben 10.515
Betriebe in unserer Stichprobe.

Neben Fragen zur Struktur der Betrie-
be und deren Geschäftsentwicklung enthält
der Datensatz umfassende Informationen
zur Qualifikation und Geschlechterstruk-
tur der Beschäftigten sowie zur Personal-
politik. Der Fragebogen 2002 umfasste
außerdem einige Fragen zur betrieblichen
Arbeitszeitgestaltung sowie zu spezifischen
Maßnahmen zur Förderung von Chancen-
gleichheit zwischen Frauen und Männern
und der Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf.

4 
Wie verbreitet sind die
Maßnahmen?

In Abbildung 1 haben wir die im Fragebo-
gen vorgegebenen Antwortmöglichkeiten
noch einmal zusammengefasst. Demnach
geben gut 40 % der Betriebe in unserer
Stichprobe an, flexible Arbeitszeitmodelle
in Form von Gleitzeitregelungen oder Ar-
beitszeitkonten anzubieten. Unsere Abbil-
dung zeigt weiterhin, dass 23 % aller deut-
schen Betriebe mit mehr als 10 Beschäftig-
ten meinen, Rücksicht auf Elternbedürf-
nisse zu nehmen, aber nur 12 % konkrete
Kontaktangebote für Beschäftigte in El-
ternzeit machen. Beratungs- und Informa-
tionsangebote stellen 5 % zur Verfügung.
4 % bieten Hilfe bei der Kinderbetreuung.
In nur 4 % der Betriebe wird der weibliche
Nachwuchs explizit gefördert und in knapp
8% gibt es eine für Chancengleichheit zu-
ständige Person oder Stelle.

5 
Multivariate Analyse: 
Welche Betriebe bieten
Maßnahmen an?

Mit Hilfe einer multivariaten Analyse
möchten wir nun den gleichzeitigen Ein-
fluss mehrerer Faktoren auf die Wahr-
scheinlichkeit, familien- und frauen-
freundliche Maßnahmen in einem Betrieb
vorzufinden, untersuchen. Wir bilden drei
zu erklärende Variablen, die anzeigen, in
welchem Ausmaß ein Betrieb familien-
bzw. frauenorientierte Unternehmenspoli-
tik betreibt bzw. flexible Arbeitszeiten an-
bietet und bestimmen mit Hilfe der multi-
variaten Analyse dessen Merkmale. Bei der
ersten Variablen „sortieren“ wir alle Maß-
nahmen zur Förderung der Chancen-
gleichheit und Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gemäß ihrer vermuteten Wir-
kungsgrade in die Kategorien „Chance und
Familie“ und „Betreuung, Chance und Fa-
milie“ (siehe auch Anmerkung zu Über-
sicht 1). Um die Aussagekraft der Ergebnis-
se auf Grundlage dieser subjektiven Ord-
nung der einzelnen Maßnahmen zu über-
prüfen, summieren wir außerdem in einer
zweiten Variablen alle Maßnahmen auf, die
von einem Betrieb durchgeführt werden
(„Anzahl der Maßnahmen“). Die dritte zu
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Übersicht 1: Definition der abhängigen Variablen
Sortierte Maßnahmen 0 keine

1 Chance und Familie
2 Betreuung, Chance und Familie

Anzahl der Maßnahmen 0 keine Maßnahme getroffen
1 eine Maßnahme getroffen
2 zwei Maßnahmen getroffen
…
9 neun Maßnahmen getroffen

Arbeitszeit 0 keine Arbeitszeitkonten vorhanden
1 Ausgleich bis zu einem halben Jahr
2 Ausgleich bis zwischen einem halben und einem Jahr
3 Ausgleich mehr als ein Jahr bzw. kein fester Ausgleichszeitraum
4 Langzeitkonten

Anmerkung: Bei den „sortierten Maßnahmen“ besteht die unterste Kategorie aus Betrieben, die keine Maßnahmen anbieten.
Betriebe, die allgemein die Vereinbarkeit oder Chancengleichheit fördern (alle Maßnahmen aus Abbildung 1 mit Ausnahme der
Kinderbetreuungsangebote), sind in der mittleren Kategorie „Chance und Familie“ zusammengefasst. Als kostenintensivste, aber
wirkungsvollste aller Maßnahmen (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2003), bilden Betriebe mit Kin-
derbetreuungsangeboten zusätzlich zu „Chance und Familie“ die höchste Kategorie.
Quelle: Eigene Darstellung.

Hans Böckler
Stiftung
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gegründet wurden, eine geringere Wahr-
scheinlichkeit aufweisen, aufwändigere fa-
milienfreundliche Personalmaßnahmen
wie Kinderbetreuung anzubieten (Tabelle 1,
Spalte 1), zeigt sich ein positiver Zusam-
menhang bezüglich der Anzahl der Maß-
nahmen (Spalte 2). Dieser positive Zusam-
menhang könnte darauf zurückgeführt
werden, dass ältere Unternehmen wegen
ihrer schon etablierteren Organisations-
struktur und Unternehmenspolitik mög-
licherweise weniger offen gegenüber Neue-
rungen sind. Allerdings unterscheiden sich
die beiden geschätzten Effekte nicht signi-
fikant von Null. Wie an den Schätzkoeffizi-
enten der Betriebsgrößenvariablen abzule-
sen ist, deuten auch unsere Ergebnisse – in
Übereinstimmung mit anderen Studien –
auf einen positiven Zusammenhang zwi-
schen der Größe eines Betriebes und der
Wahrscheinlichkeit, familien- und frauen-

der Schätzergebnisse bezieht sich auf beide
Schätzgleichungen, gilt also für beide Va-
riablendefinitionen.

Da Teilzeitarbeit zum überwiegenden
Teil von weiblichen Beschäftigten (mit Kin-
dern) geleistet wird, wäre zu vermuten,
dass Betriebe mit hoher Teilzeitquote auch
in anderer Hinsicht sensibel auf die spezi-
fischen Probleme von Müttern und Vätern
reagieren. Die Teilzeitquote hat jedoch in
keiner der Spezifikationen einen signifi-
kant positiven Einfluss. Investitionen in
EDV, Kommunikations- und Informati-
onstechnik stehen dagegen in positivem,
statistisch signifikantem Zusammenhang
mit Chancengleichheit fördernden Maß-
nahmen, d.h. dass der geschätzte Effekt mit
einer Wahrscheinlichkeit von mindestens
95 % von Null abweicht. Eine Erklärung
hierfür könnte sein, dass moderne und in-
novative Unternehmen aufgrund ihres
hohen Bedarfs an hochqualifizierten Mit-
arbeiterInnen eher bereit sind, in frauen-
und familienfreundliche Politik zu inve-
stieren als Betriebe, die weniger vom tech-
nischen Wandel betroffen sind.

Der Alterseffekt hingegen ist nicht ein-
deutig. Während Betriebe, die nach 1990

untersuchende Variable beschreibt das
Ausmaß der Arbeitszeitflexibilisierung
(„Arbeitszeit“). Hierfür wird die Frage, ob
ein Arbeitszeitkonto4 oder ein Langzeit-
konto vorhanden ist, mit der Frage ver-
knüpft, wie lang der Ausgleichszeitraum
für die auf dem Konto gesammelten Stun-
den ist. Die Variablendefinition ist in Über-
sicht 1 dargestellt.

Alle drei zu erklärenden Variablen ha-
ben mehr als zwei Ausprägungen und sind
geordnet. Deshalb wird ihr Zusammen-
hang mit den verschiedenen Betriebsmerk-
malen mit Hilfe eines so genannten Orde-
red Probit Modells geschätzt (Tabelle 1).
Um die in den internationalen Studien be-
schriebenen Zusammenhänge zu überprü-
fen, berücksichtigen wir den gleichzeitigen
Einfluss der Betriebsgröße, der Tarifbin-
dung, des Betriebsrats und der Frauenquo-
te sowie des Anteils qualifizierter Ange-
stellter bzw. Beamter in der Schätzglei-
chung.Als weitere Kontrollvariablen gehen
der Anteil der Teilzeitbeschäftigten, Indi-
katorvariablen für die Wirtschaftssektoren
sowie Indikatoren, ob ein Betrieb im letz-
ten Geschäftsjahr in EDV, Informations-
und/oder Kommunikationsmittel inve-
stiert hat, und ob er seit 1990 neu gegrün-
det wurde, in die Analyse ein. Um die ge-
schätzten Koeffizienten besser interpretie-
ren zu können, haben wir die marginalen
Effekte einiger ausgewählter Variablen be-
rechnet und in Tabelle 2 dargestellt.

5.1 BETRIEBLICHE EINFLUSSFAK-
TOREN VON CHANCENGLEICHHEIT
UND VEREINBARKEIT FÖRDERNDEN
MAßNAHMEN

Tabelle 1 zeigt die Regressionsergebnisse
der drei Ordered Probit Schätzungen. Weil
sie die größten Gruppen bilden, stellen Be-
triebe mit 101 bis 200 Beschäftigten und je-
ne aus dem Sektor „Organisationen ohne
Erwerbscharakter, Öffentliche Verwaltung“
aus statistischen Gründen die geeigneten
Referenzkategorien dar.

Die Koeffizienten der beiden Schätzun-
gen für das Angebot familien- und frauen-
freundlicher Maßnahmen sind sehr ähn-
lich (siehe Spalten 1 und 2 in Tabelle 1). Bei-
de Variablen, die sortierte und die kumu-
lierte Kennziffer zur Verbreitung der
Maßnahmen, weisen demnach eine ähn-
liche Zusammenhangsstruktur mit den Be-
triebsmerkmalen auf. Unsere subjektive
Sortierung der Maßnahmen erscheint so-
mit plausibel. Die folgende Interpretation

4 Gemäß der Formulierung der Frage werden hier
auch Gleitzeitmodelle erfasst.

Tabelle 1: Ergebnisse der Ordered Probit Schätzungen 
– Zusammenhangsanalyse der Variablen –

Sortierte Anzahl der Arbeitszeit
Maßnahmen Maßnahmen

Koeffizient z Koeffizient z Koeffizient z
Frauenanteil 0,004 6,86 0,005 7,49 -0,003 -5,48
Teilzeitquote 0,000 -0,45 0,000 -0,30 0,000 -0,27
Investitionen in IuK 0,267 9,90 0,293 11,12 0,210 8,81
Neugründung seit 1990 -0,038 -1,12 0,031 0,94 0,210 7,25
Tarifvertrag -0,054 -1,77 0,005 0,17 0,013 0,49
Betriebsrat 0,406 12,34 0,469 14,69 0,416 13,95
Qualifizierte Angestellte/
Beamte 0,004 9,21 0,005 10,71 0,002 4,70
Betriebsgröße (Referenz: 101-200)
11-100 Beschäftigte -0,231 -4,17 -0,321 -6,07 -0,198 -3,88
201-500 Beschäftigte 0,211 2,51 0,232 2,91 0,083 1,05
501-1000 Beschäftigte 0,436 3,29 0,565 4,54 0,116 0,92
Über 1000 Beschäftigte 0,793 4,30 0,923 5,42 0,296 1,70
Branche (Referenz: Org. ohne Erwerbscharakter, Öff. Verwaltung)
Versicherungsgewerbe, 
Kreditinstitute -0,317 -3,54 -0,353 -4,16 0,121 1,39
Verkehr, Nachrichten-
übermittlung -0,727 -9,53 -0,806 -10,95 -0,125 -1,81
Handel, Reparatur -0,603 -11,01 -0,713 -13,62 -0,120 -2,24
Verarbeitendes und 
Baugewerbe -0,698 -12,08 -0,824 -14,85 0,311 5,65
Bergbau, Energie, 
Wasserversorgung -0,559 -3,82 -0,528 -3,80 0,391 3,18
Land- und Forstwirtschaft -0,603 -5,57 -0,616 -5,92 0,226 2,46
Sonstige Dienstleistungen -0,554 -10,37 -0,709 -13,89 -0,134 -2,52
Dienstleistungen überw. 
für Unternehmen -0,422 -6,99 -0,538 -9,30 0,014 0,24
Anzahl Beobachtungen 10.515 10.515 10.515

Quelle: IAB-Betriebspanel 2002, Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten; eigene Berechnungen. 
Hans Böckler
Stiftung
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freundliche Maßnahmen anzubieten. Da in
Organisationen ohne Erwerbscharakter
und öffentlichen Verwaltungen in der Regel
mehr Maßnahmen umgesetzt werden als
in anderen Branchen, sind die Branchenef-
fekte ausnahmslos negativ.

Um den Einfluss der Variablen Tarif-
vertrag, Betriebsrat, Anteil qualifizierter
Angestellter und Beamter sowie des Anteils
weiblicher Beschäftigter zu veranschauli-
chen, stellen wir in Tabelle 2 die marginalen
Effekte dar.5

Der oberste Zeilenblock in Tabelle 2
zeigt die marginalen Effekte für die Schätz-
gleichung der sortierten Maßnahmen. Be-
triebe mit Tarifvertrag haben hiernach eine
gut 2 Prozentpunkte höhere Wahrschein-
lichkeit keine der abgefragten Maßnahmen
anzubieten als nicht tarifvertraglich ge-
bundene Betriebe. Folglich ist die Wahr-
scheinlichkeit für das Angebot eines der
Maßnahmebündel bei tarifgebunden Be-
trieben geringer. Dieser Befund steht im
Widerspruch zu den Ergebnissen von Fer-
nie und Gray (2002), kann aber möglicher-
weise darauf zurückgeführt werden, dass
der Einfluss des Betriebsalters mit Hilfe des
IAB-Betriebspanels nicht exakt identifi-
ziert werden kann.6 Da ältere Betriebe mit
größerer Wahrscheinlichkeit im Tarifver-
bund sind, könnte deshalb der Koeffizient
der Tarifgebundenheit teilweise auch den
Alterseffekt widerspiegeln.

Die Existenz eines Betriebsrates ist da-
gegen eindeutig positiv mit beiden Maß-
nahmebündeln korreliert. Die Wahr-

scheinlichkeit, dass ein Betrieb Maßnah-
men der Kategorie „Chance und Familie“
anbietet, ist um 11 Prozentpunkte höher,
wenn es einen Betriebsrat gibt. Auch Be-
treuungsangebote sind in Betrieben mit
Betriebsrat etwa 4 Prozentpunkte höher als
in Unternehmen ohne Interessenvertre-
tung der MitarbeiterInnen. Ebenso wirken
sich die Anteile qualifizierter sowie weib-
licher Beschäftigter positiv auf das Angebot
familien- und frauenfreundlicher Maß-
nahmen aus. Steigt der Frauenanteil um ei-
ne Standardabweichung, d.h. um 28 Pro-
zentpunkte, reduziert sich die Wahrschein-
lichkeit, keine Personalmaßnahmen anzu-
bieten um 5 Prozentpunkte. Die Effekte des
Qualifiziertenanteils sind größenmäßig
etwa vergleichbar.

Die marginalen Effekte bezüglich der
Anzahl der Maßnahmen weisen ein ähn-
liches Bild auf (zweiter Zahlenblock in Ta-
belle 2). Es fällt auf, dass ab einer Häufung
von mehr als drei Maßnahmen die margi-
nalen Effekte von zusätzlichen Maßnah-
men stark sinken. Insgesamt scheint die Va-
riable Tarifvertrag keinen maßgeblichen
Einfluss auszuüben. Die marginalen Effek-
te der anderen Faktoren sind dagegen posi-
tiv und nehmen mit der Anzahl der Maß-
nahmen ab.

5.2 BETRIEBLICHE EINFLUSSFAK-
TOREN VON FLEXIBLEN ARBEITS-
ZEITREGELUNGEN

Nach Tabelle 1 unterscheidet sich die Teil-
zeitquote in Betrieben mit flexiblen Ar-
beitszeitregelungen nicht von der in Be-
trieben mit festen Arbeitszeiten (Spalte 3).
Möglicherweise ist der Flexibilisierungs-
bedarf für Beschäftigte, die nur wenige
Stunden am Tag arbeiten, nicht so groß
bzw. viele Teilzeitbeschäftigte, vor allem im
Handel, arbeiten zu fest vorgegebenen Zei-
ten.Weiterhin zeigt sich, dass moderne Un-
ternehmen, die in Kommunikations- und
Informationstechnologie investieren, Ar-
beitszeitflexibilisierung eher zugeneigt sind
als andere. Da aber die Einführung eines
Arbeitszeitkontensystems selbst eines hö-
heren technischen Aufwands bedarf, sind
kausale Wirkungen schwer zu bestimmen.
Arbeitszeitflexibilisierung hat vor allem in
den neunziger Jahren eine große Verbrei-
tung gefunden. In diesem Zeitraum ge-
gründete Betriebe boten meist von Anfang
an flexible Arbeitszeiten an, während ältere
Unternehmen ihre Arbeitszeitsysteme erst
umstrukturieren mussten. Unsere Schätz-
ergebnisse bestätigen diese These, denn die
Koeffizienten der Investitionen in EDV,
Kommunikations- und Informationstech-
nik und einer Neugründung seit 1990 sind
positiv und statistisch hoch signifikant. Die
Schätzergebnisse zeigen außerdem, dass die
Betriebsgröße im multivariaten Kontext
keinen starken Einfluss auf das Arbeitszeit-
system hat und die Brancheneffekte viel
geringer sind als bei den Schätzungen zur
Bestimmung der Determinanten von frau-
en- und familienfreundlichen Maßnah-
men.

Der untere Zeilenblock in Tabelle 2
zeigt nun die marginalen Effekte der aus-
gewählten Variablen Tarifvertrag, Betriebs-
rat,Anteil qualifizierter Angestellter/Beam-
ter und Frauenanteil unter den Beschäf-

5 Diese Effekte basieren auf den Dichte- bzw. Ver-
teilungsfunktionen, die anhand der Schwellen-
und Mittelwerte der Variablen für ein hypotheti-
sches mittleres Unternehmen errechnet wurden
(siehe hierzu Greene 2003). In Sensitivitätsanaly-
sen haben wir die marginalen Effekte für andere
Referenzbetriebe ermittelt. Die Unterschiede sind
vernachlässigbar.

6 Der Datensatz enthält nur Angaben darüber, ob
ein Betrieb vor oder nach 1990 gegründet wurde.

Hans Böckler
Stiftung

Tabelle 2: Marginale Effekte ausgewählter Variablen
Tarifvertrag Betriebsrat Anteil qualif. Anteil 

Angestellter/ weiblicher
Beamter Beschäftigter

Sortierte Maßnahmen
Keine 2,0759 -15,4925 -5,4435 -4,7439
Chance + Familie -1,5090 11,3579 3,8248 3,3510
Betreuung, Chance + Familie -0,5668 4,1346 1,6187 1,3929

Anzahl der Maßnahmen
0 Maßnahmen -0,2020 -18,2228 -6,2360 -5,1276
1 Maßnahme 0,0480 4,4497 1,2531 1,0644
2 Maßnahmen 0,0657 5,8927 1,9970 1,6475
3 Maßnahmen 0,0529 4,7147 1,7323 1,4102
4 Maßnahmen 0,0195 1,7424 0,6746 0,5439
5 Maßnahmen 0,0132 1,1844 0,4776 0,3817
6 Maßnahmen und mehr kaum zusätzliche Effekte

Arbeitszeit
Kein AZK -0,5206 -16,4689 -2,6266 3,5008
Ausgleichszeitraum <1/2 Jahr 0,0158 0,5863 0,0517 -0,1502
Ausgleichszeitraum 1/2 –1 Jahr 0,1147 3,6812 0,5493 -0,8154
Ausgleichszeitraum >1 Jahr 0,2477 7,7555 1,2638 -1,6417
Langzeitkonto 0,1423 4,4461 0,7620 -0,8936

Anmerkung: Die marginalen Effekte der kontinuierlichen Variablen basieren auf Änderungen in Höhe der jeweiligen Standard-
abweichungen.
Quelle: IAB-Betriebspanel 2002, Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten; eigene Berechnungen 
auf Basis der Schätzergebnisse in Tabelle 1.
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tigten. Keiner der vier Einflussfaktoren
scheint einen großen Einfluss darauf zu ha-
ben, ob ein Betrieb Arbeitszeitkonten mit
einem Ausgleichszeitraum von bis zu ei-
nem halben Jahr anbietet. Bei längeren
Ausgleichszeiträumen besteht ein positiver
Zusammenhang zwischen der Variable Be-
triebsrat und flexiblen Arbeitszeiten, der
bei einem Ausgleichszeitraum von mehr als
einem Jahr am ausgeprägtesten ist. Die
Wahrscheinlichkeit für solche Arbeitszeit-
konten ist in Betrieben mit Mitarbeiterver-
tretung fast acht Prozentpunkte höher als
in Betrieben ohne Betriebrat. Tarifgebun-
denheit und der Anteil qualifizierter Ange-
stellter/Beamter sind schwach positiv mit
flexiblen Arbeitszeiten korreliert. In Betrie-
ben mit einem hohen Anteil weiblicher
Beschäftigter besteht dagegen eine gerin-
gere Wahrscheinlichkeit,Arbeitszeitkonten
mit längeren Ausgleichszeiträumen vorzu-
finden. Steigt die betriebliche Frauenquote
um eine Standardabweichung, sinkt die
Wahrscheinlichkeit, Konten mit einem
Ausgleichzeitraum von mehr als einem
Jahr anzubieten, um 1,6 Prozentpunkte
und die Wahrscheinlichkeit, Langzeitkon-
ten anzubieten, um knapp einen Prozent-
punkt.

6
Fazit

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass
bisher eher wenige Betriebe Maßnahmen
zur Förderung der Chancengleichheit zwi-
schen Frauen und Männern und der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf anbieten.
Unsere multivariate Zusammenhangsana-

lyse zeigt, dass die wenigen Ausnahmen vor
allem unter größeren Betrieben, Organisa-
tionen ohne Erwerbscharakter und öffent-
lichen Verwaltungen zu finden sind. Auch
große und jüngere Betriebe engagieren sich
eher mit entsprechenden Maßnahmen.
Das Gleiche gilt für Unternehmen mit ei-
nem hohen Anteil Teilzeitbeschäftigter,
weiblicher Beschäftigter und qualifizierter
Angestellter oder Beamter. Tarifgebundene
Betriebe bieten hingegen weniger Maßnah-
men an. Besonders auffällig ist, dass die
Wahrscheinlichkeit von Chancengleichheit
fördernden und familienfreundlichen
Maßnahmen in Betrieben mit Betriebsrat
deutlich höher liegt.

Wegen der auffallend großen Effekte
der Variable Betriebsrat bei allen drei
Schätzungen und der Tatsache, dass fast
alle großen Betriebe einen Betriebsrat ha-
ben und die Anzahl der Betriebsratsmit-
glieder mit der Betriebsgröße steigt, könn-
te man nun einwenden, dass die geschätz-
ten Koeffizienten einen reinen Betriebs-
größeneffekt abbilden. Zum einen be-
rücksichtigen wir aber die Beschäftigten-
zahl in den Kontrollvariablen, zum ande-
ren haben wir zusätzliche Schätzungen nur
für kleinere Betriebe (mit weniger als 200
Beschäftigten, d.h. ohne Anspruch auf frei-
gestellte Betriebsratsmitglieder) durchge-
führt und kommen hierbei zu ähnlichen
Ergebnissen bezüglich des Einflusses der
Betriebsratsvariablen. Die Verzerrung
durch den Betriebsgrößeneffekt erscheint
uns demnach vernachlässigbar. Unsere Be-
funde werden auch durch die Ergebnisse
der neuesten Betriebsrätebefragung ge-
stützt, wonach sich 80 % der befragten Be-
triebsräte als die häufigsten Impulsgeber
für die in ihren Betrieben angebotenen

familienfreundlichen Maßnahmen sehen
(Klenner 2004).

Letztlich legen die Ergebnisse unserer
Studie nahe, dass die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf in der Regel immer noch
durch private Arrangements gelöst werden
muss. Dies verursacht nicht nur hohe Kos-
ten für die betroffenen Familien, sondern
kann auch bei den Unternehmen zu er-
höhten Ausgaben führen – z. B. für die Ein-
stellung neuer MitarbeiterInnen und die
Einarbeitung der zurückkehrenden Mütter
und Väter. Eine effiziente Nutzung der Res-
source „Humankapital“ würde allerdings
voraussetzen, dass die Erwerbsunterbre-
chungen von Eltern nach der Geburt eines
Kindes möglichst kurz sind. Dadurch kön-
nen zum einen der Verlust an berufsspezi-
fischem Wissen, zum anderen die daraus
resultierenden Einkommenseinbußen re-
duziert werden.7 Um jungen Müttern und
Vätern die Rückkehr in den Beruf zu er-
leichtern, könnten Betriebe beispielsweise
Weiterbildungsmaßnahmen während oder
Wiedereingliederungsprogramme nach
der Elternzeit anbieten. Derartige Initiati-
ven könnten vor allem qualifizierten Mit-
arbeiterInnen helfen, den Verlust von be-
rufsspezifischem Wissen während der Er-
werbsunterbrechung zu minimieren. Das
Angebot solcher Maßnahmen ist jedoch in
deutschen Betrieben noch nicht sehr ver-
breitet – zumindest in diesem Befund sind
sich die bisherigen empirischen Studien in
ihren Ergebnissen einig.

7 Zu den Einkommenseinbußen durch Erwerbsun-
terbrechungen siehe z.B. unsere Forschungser-
gebnisse in Beblo/Wolf (2002a, 2002b, 2003).
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